
Geplante Kürzungen in der Migrationsarbeit – Ein dringender Appell an die Politik 

Die Haushaltsplan-Entwürfe der Stadt Köln und des Landes NRW sehen massive Kürzungen 

im Bereich der Migrationsarbeit vor. Diese Pläne bedrohen grundlegende Menschenrechte 

sowie bestehende Strukturen für Integration und Teilhabe. Statt Brücken zu bauen, werden 

gesellschaftliche Spaltungen vertieft. Unsere Forderung ist klar: Eine Politik, die 

Menschenrechte und gesellschaftlichen Zusammenhalt stärkt – nicht abbaut! 

Keine Streichung der unabhängigen Beratung für Asylantragstellende! 

Das Land NRW plant, die Förderung der Asylverfahrensberatung (AVB) sowie die Beratung 

für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (AVB umF) in den Aufnahmeeinrichtungen zu 

beenden. Die bundesgeförderte Asylverfahrensberatung kann diese finanzielle Lücke nicht 

schließen. Die Konsequenzen sind gravierend: Asylantragstellende würden keinen effektiven 

Zugang zu Rechtsberatung und -vertretung mehr erhalten. Wir unterstützen die Forderung der 

Freien Wohlfahrtspflege NRW nach dem Erhalt und Ausbau der unabhängigen 

Asylverfahrensberatung. 

Keine Kürzungen bei Integrationsprojekten! 

Das KOMM-AN-Programm des Landes NRW, das Ehrenamtliche, Geflüchtete und 

Neuzugewanderte beim Ankommen unterstützt, soll gestrichen werden. Dies würde die 

finanzielle Grundlage für wichtige Aktivitäten wie die Unterstützung bei Mieten und 

Sachmitteln entziehen. Zusätzlich plant die Stadt Köln die Streichung von Stellen für 

Ehrenamtskoordinator:innen. Dies gefährdet die Arbeit von Willkommensinitiativen und die 

bestehende, gut vernetzte Infrastruktur. Unsere Forderung lautet: Erhalt und Ausbau von 

Haupt- und ehrenamtlicher Geflüchtetenarbeit statt Kürzungen! 

Hier findet ihr die Petition zum Erhalt des Förderprogramms KOMM-AN NRW 

Kein Einknicken nach Rechts! 

Weitere wichtige und etablierte soziale Projekte wie der Anonyme Krankenschein und 

Jugendprojekte stehen vor finanzielle Kürzungen. Trotz bundesweit steigender Zahlen sind 

zudem Streichungen bei Frauenhilfestrukturen wie beispielsweise agisra e.V. geplant. Eine 

Petition dagegen findet ihr hier.  

Gleichzeitig sollen Gelder für diskriminierende Maßnahmen wie die Bezahlkarte für 

Asylsuchende oder neue Abschiebehaftanstalten bereitgestellt werden. Dies ist ein klares 

Entgegenkommen gegenüber rechten Narrativen. Wir stellen uns entschieden dagegen:  

Man verhindert das Erstarken rechter Parteien nicht, indem man ihre (Finanz-)Politik 

umsetzt! 

 

https://weact.campact.de/petitions/unabhangige-beratung-fur-asylantragsstellende-nrw-braucht-rechtstaatlichkeit-menschenrechte
https://weact.campact.de/petitions/unabhangige-beratung-fur-asylantragsstellende-nrw-braucht-rechtstaatlichkeit-menschenrechte
https://www.openpetition.de/petition/online/keine-streichung-von-komm-an-nrw-das-ehrenamt-braucht-mehr-als-dankesworte
https://weact.campact.de/petitions/der-anonyme-krankenschein-in-koln-muss-bleiben
https://agisra.org/wp-content/uploads/2024/11/Offener_Brief_wg_Streichung_Zuschuesse_StadtKoeln.pdf
https://www.gofundme.com/f/unterstutzung-fur-agisra-ev-spendet-fur-unsere-arbeit?utm_campaign=fp_sharesheet&utm_medium=customer&utm_source=whatsapp
https://weact.campact.de/petitions/keine-sozialstreichungen-auf-kosten-von-frauen-in-notlagen?share=52a2f94e-0857-42e8-acd1-85265d73be26&source=copy_email&utm_source=copy_email%2F%3Futm_id%3Dwa-recaif

